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Einführungsschreiben zur Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG  

GZ III C 3 - S 7146/20/10001 :005 
DOK 2021/1234313 

(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2451) wurde mit 
§ 6b UStG eine Vereinfachungsregelung für Lieferungen in Warenlager zu Abrufzwecken im 
Gemeinschaftsgebiet eingeführt (Konsignationslagerregelung für Lager im Sinne des 
§ 6b UStG). 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBl I 
S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2021 - III C 2 – 
S 7280-a/19/10002 :001 (2021/1226715) -, BStBl I S. XXX, geändert worden ist, wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a)  Nach der Angabe „6a.8.  Gewährung von Vertrauensschutz“ wird die Angabe  
„6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des § 6b  UStG im Gemeinschaftsgebiet  
(Konsignationslagerregelung)“ eingefügt.  
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Seite 2  b) Nach der Angabe „6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG im Gemein-

schaftsgebiet (Konsignationslagerregelung)“ wird die Angabe „6b.2. Nachweis der 
Voraussetzungen für die Anwendung der Konsignationslagerregelung“ einge-
fügt. 

 
c) Nach der Angabe „22.3a. Aufzeichnungen bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 

UStG“ wird die Angabe „22.3b. Aufzeichnungspflichten bei Lieferungen in ein 
Lager im Sinne des § 6b UStG“ eingefügt. 

 
2. Abschnitt 1.10 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

 
aa) Der 26. Spiegelstrich wird wie folgt gefasst: 
 

„- bis zum 31. 12. 2020: Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland 
(ohne die überseeischen Länder und Gebiete und die Selbstverwaltungsgebiete 
der Kanalinseln Jersey und Guernsey) zuzüglich der Insel Man; zum umsatz-
steuerrechtlichen Status von Nordirland ab dem 1. 1. 2021 vgl. Absatz 3;“ 

 
bb) Der 27. Spielstrich wird wie folgt gefasst: 
 

„- Zypern (ohne die Landesteile, in denen die Regierung der Republik Zypern 
keine tatsächliche Kontrolle ausübt) einschließlich der Hoheitszonen des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland (Akrotiri und 
Dhekelia) auf Zypern; zu den ab dem 1. 1. 2021 geltenden 
Sonderregelungen hinsichtlich der Hoheitszonen vgl. Absatz 3.“ 

 
b) In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„2Das Drittlandsgebiet umfasst nach dem 31. 12. 2020 grundsätzlich auch das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland. 3Zu den ab dem 
1. 1. 2021 geltenden Sonderregelungen vgl. Absatz 3.“ 

 
c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 
„(3)  1Für die Umsatzbesteuerung des Warenverkehrs wird Nordirland auch 

nach dem 31. 12. 2020 als zum Gemeinschaftsgebiet zugehörig behandelt. 2Im 
Warenverkehr mit Nordirland finden daher auch nach diesem Zeitpunkt die für 
den innergemeinschaftlichen Handel geltenden Vorschriften zur Umsatzsteuer 
Anwendung (vgl. BMF-Schreiben vom 10. 12. 2020, BStBl I S. 1370). 3Nach dem 
31. 12. 2020 ausgeführte Umsätze mit Ursprungs- oder Bestimmungsort in den 
britischen Hoheitszonen Akrotiri und Dhekelia auf Zypern gelten als Umsätze 
mit Ursprungs - oder Bestimmungsort in der Republik Zypern.“ 

 
3. Abschnitt 1a.2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
  



 
Seite 3  aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

 
„2Satz 1 gilt nicht in den Fällen des § 6b Abs. 1 UStG.“ 
 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die neuen Sätze 3 und 4. 
 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 
 
aa) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
„5Hiervon ist auszugehen, wenn der Abnehmer die Ware bei Beginn der 
Beförderung oder Versendung bereits verbindlich bestellt oder bezahlt hat (vgl. 
BFH-Urteil vom 16. 11. 2016, V R 1/16, BStBl 2017 II S. 1079) und § 6b UStG 
bereits dem Grunde nach keine Anwendung findet bzw. von Seiten des 
liefernden Unternehmers und späteren Erwerbers § 6b UStG keine 
Anwendung finden soll.“ 

 
bb) Satz 6 zweiter Spiegelstrich Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„1die Ware kurzzeitig (für einige Tage oder Wochen) in einem auf Initiative des 
Abnehmers eingerichteten Auslieferungs- oder Konsignationslager im Inland, 
welches nicht in den Anwendungsbereich der Konsignationslagerregelung 
nach § 6b UStG fällt, zwischengelagert wird und der Abnehmer vertraglich ein 
uneingeschränktes Zugriffsrecht auf die Ware hat (vgl. BFH-Urteil vom 
20. 10. 2016, V R 31/15, BStBl 2017 II S. 1076).“ 
 

cc) Nach Satz 9 wird folgender Satz 10 angefügt: 
 

„10Die Sätze 4, 5, 7 und 8 finden bei Anwendung der Konsignationslagerre-
gelung nach § 6b UStG keine Anwendung.“ 

 
c) In Absatz 7 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 angefügt: 

 
„4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 6b UStG.“ 
 

4. Abschnitt 3.12 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 3 wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„5Gleiches gilt, wenn der Abnehmer den Liefergegenstand bei Beginn der 
Versendung bereits verbindlich bestellt oder bezahlt hat (vgl. BFH-Urteil vom 
16. 11. 2016, V R 1/16, BStBl 2017 II S. 1079) und § 6b UStG bereits dem 
Grunde nach keine Anwendung findet bzw. von Seiten des liefernden 
Unternehmers und späteren Erwerbers § 6b UStG keine Anwendung finden 
soll; eine nur wahrscheinliche Begründung einer Abnehmerstellung ohne 
tatsächliche Abnahmeverpflichtung reicht nicht aus (vgl. BFH-Urteil vom 
20. 10. 2016, V R 31/15, BStBl 2017 II S. 1076).“ 

  



 
Seite 4  bb) Satz 8 wird wie folgt gefasst: 

 
„8Unter der Bedingung, dass der Abnehmer bereits bei Beginn der Versendung 
feststeht, kann eine Versendungslieferung auch dann vorliegen, wenn der 
Liefergegenstand nach dem Beginn der Versendung für kurze Zeit in einem 
Auslieferungs- oder Konsignationslager, welches nicht in den 
Anwendungsbereich der Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG fällt, 
gelagert wird (vgl. BFH-Urteile vom 20. 10. 2016, V R 31/15, a.a.O., und vom 
16. 11. 2016, V R 1/16, a.a.O.; vgl. auch Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Sätze 4 bis 9).“ 

 
b) Absatz 7 Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie folgt gefasst: 

 
„; dies gilt hinsichtlich der Verschaffung der Verfügungsmacht auch in den Fällen 
einer Beförderungs- oder Versendungslieferung nach § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG, in denen 
der Liefergegenstand nach dem Beginn der Beförderung oder Versendung für kurze 
Zeit in einem Auslieferungs- oder Konsignationslager, welches nicht in den Anwen-
dungsbereich der Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG fällt, gelagert 
wird.“ 

 
5. Nach Abschnitt 6a.8 wird folgender Abschnitt 6b.1 eingefügt: 

 
„6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG im Gemeinschaftsgebiet 

(Konsignationslagerregelung) 
 
A l l g e me in es  

(1)  1§ 6b UStG beinhaltet eine Vereinfachungsregelung für Lieferungen in ein 
Lager zu Abrufzwecken im Gemeinschaftsgebiet (Konsignationslagerregelung). 
2Lager im Sinne des § 6b UStG (vgl. Artikel 17a Abs. 1 MwStSystRL) sind Warenla-
ger, in welche der liefernde Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter 
Gegenstände aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates (Abgangsmitgliedstaat) in das 
Gebiet eines anderen Mitgliedstaates (Bestimmungsmitgliedstaat) in einen zum Ver-
bleib gedachten Bestand und zur Entnahme nach eigenem Ermessen durch einen dem 
liefernden Unternehmer bekannten Erwerber befördert oder versendet. 3Für die 
Anwendung der Konsignationslagerregelung müssen dem Unternehmer aufgrund 
einer vertraglichen Vereinbarung im Sinne des Absatzes 3 zum Beginn der 
Beförderung oder Versendung die folgenden Angaben des Erwerbers bekannt sein: 
• der vollständige Name, 
• die vollständige Adresse, 
• die dem Erwerber vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilte USt-IdNr. 

(2)  1Die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG kommt nicht in Betracht, wenn 
der Unternehmer im Bestimmungsmitgliedstaat ansässig ist, d.h. wenn er dort seinen 
Sitz, seine Geschäftsleitung oder eine Betriebsstätte (vgl. Abschnitt 3a.1 Abs. 3) oder 
in Ermangelung eines Sitzes, einer Geschäftsleitung oder einer Betriebsstätte seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 2Dies gilt unabhängig davon, ob eine der 
vorgenannten Ansässigkeitsformen am Liefergeschehen beteiligt ist. 3Bereits ein im 
Eigentum des Unternehmers befindliches Lager oder ein durch den Unternehmer 
angemietetes oder gepachtetes Lager, welches mit eigenen Mitteln (z.B. mit eigenem 
Personal), aus dem Bestimmungsmitgliedstaat betrieben wird, begründet eine solche 
Ansässigkeit. 4Eine alleinige Registrierung für mehrwertsteuerliche Zwecke im 
Bestimmungsmitgliedstaat begründet jedoch noch keine Ansässigkeit. 

(3)  1Die vertragliche Vereinbarung mit dem dem liefernden Unternehmer bekann-
ten späteren Erwerber muss die Verschaffung der Verfügungsmacht zu einem späte-
ren Zeitpunkt als dem der Beendigung der Beförderung oder Versendung vorsehen. 
2Ausreichend ist ein (Rahmen-)Vertrag, der die Modalitäten bestimmt, unter denen 
der Erwerber zur Entnahme der im Bestand des Lagers befindlichen Waren berech-
tigt, aber nicht verpflichtet, ist. 3Hat der spätere Erwerber vor dem Zeitpunkt der 



 
Seite 5  Entnahme des Liefergegenstandes diesen bereits verbindlich bestellt oder bezahlt, 

kann die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG unter den übrigen 
Voraussetzungen angewendet werden, wenn der liefernde Unternehmer und der 
spätere Erwerber deren Anwendung z.B. in einem Rahmenvertrag vereinbaren. 4Für 
Fälle, in denen § 6b UStG bereits dem Grunde nach keine Anwendung findet, gelten 
die Regelungen in Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Satz 6 bzw. Abschnitt 3.12 Abs. 3 Satz 8 
sowie Abs. 7 Satz 1; in den Fällen des § 6b Abs. 3 und 6 UStG sind die Regelungen in 
Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Satz 6 bzw. Abschnitt 3.12 Abs. 3 Satz 8 sowie Abs. 7 Satz 1 
jedoch nicht anzuwenden. 
B e i sp i e l :  

1Beim belgischen Automobilhersteller Z mit Sitz in Belgien werden im Februar 02 
Motorenteile von einem deutschen Zulieferer A mit Sitz in Köln eingelagert, die Z 
zuvor bei A verbindlich bestellt hat. 2Nach einem entsprechenden Rahmenvertrag 
soll die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG Anwendung finden und die 
Verfügungsmacht an den Motorenteilen erst im Zeitpunkt der Entnahme durch 
Z auf Z übergehen. 3Aufgrund erheblicher Produktionsverzögerungen erfolgt die 
Entnahme der Motorenteile durch Z erst im März 03. 4Bereits am Tag nach 
Ablauf der 12-Monatsfrist im Februar 03 tritt die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 3 
UStG ein, sodass die Beförderung oder Versendung durch A als das einer 
innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestellte Verbringen nach § 6b Abs. 3 
UStG in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und § 3 Abs. 1a Satz 1 UStG gilt. 5A muss 
sich spätestens im Zeitpunkt, in dem das Ereignis (am Tag nach Ablauf der  
12-Monatsfrist) eintritt, unverzüglich im Bestimmungsmitgliedstaat für 
Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen und die Erteilung einer USt-IdNr. 
beantragen (vgl. Absätze 15 und 17). 

5Für ein Lager im Sinne des § 6b UStG können auch Vereinbarungen mit mehreren 
bekannten Erwerbern geschlossen werden. 6Sind entsprechende Vereinbarungen mit 
mehreren Erwerbern geschlossen, muss für jeden Erwerber entsprechend des § 22 
Abs. 4f und 4g UStG sichergestellt sein, dass die Gegenstände dem jeweiligen 
Erwerber eindeutig und klar zugeordnet werden können. 7Zur Ersetzung eines 
Erwerbers siehe Absatz 6. 

(4)  1Ein Lager im Sinne des § 6b UStG kann zum Beispiel ein Konsignationslager 
oder ein Auslieferungslager sein. 2Ein Lager nach Satz 1, in welches die Gegenstände 
der Lieferung gelangen, muss nicht zwingend ein Lager im Sinne eines Gebäudes sein. 
3Eine Zwischenlagerung der Gegenstände in einem Lager im Sinne des § 6b UStG 
kann an jedem räumlich und physisch bestimmbaren Ort erfolgen, für den ein 
vorhandener Inhaber gegeben ist und für den die eingelagerten Gegenstände der Art 
und Menge nach bestimmbar sind. 4Die Angaben müssen mit den Aufzeichnungen 
nach § 22 Abs. 4f UStG übereinstimmen. 5Hierzu zählen sowohl ortsfeste 
Behälterlager für körperliche Gegenstände in flüssigem oder gasförmigem 
Aggregatzustand, z.B. ortsfeste Tanklager (oberirdisch oder unterirdisch), als auch 
jeder andere räumlich und physisch bestimmbare Ort (z.B. Eisenbahnwaggons, 
Container, Trailer oder Binnenschiffe), wenn hinreichend nachgewiesen wird, dass es 
sich um ein Lager im Sinne des § 6b UStG handelt (vgl. hierzu § 22 Abs. 4f Nr. 6 
UStG). 6Für eine leichte und eindeutige Nachprüfbarkeit muss daher für jeden 
Zeitpunkt bis zur Entnahme mit hinreichender Sicherheit leicht und einwandfrei aus 
den Aufzeichnungen im Sinne des § 22 Abs. 4f UStG erkennbar sein, wo sich die 
Gegenstände bis zum Zeitpunkt der Entnahme durch den Erwerber befinden. 
E rw e rb er  (= Abn ehme r )  d e r  L i e f e ru ng  (§  6b  Abs .  1  US tG)  

(5)  1Erwerber einer Lieferung nach § 6b Abs. 1 UStG kann nur sein, wer im Zeit-
punkt des Abschlusses der Vereinbarung nach § 6b Abs. 1 Nr. 1 UStG Unternehmer 
ist und die Gegenstände für sein Unternehmen erwerben will. 2Auch ein Kommissio-
när kann als berechtigter Erwerber fungieren. 3Ein Sitz, eine Geschäftsleitung oder 
eine Betriebsstätte (vgl. Abschnitt 3a.1 Abs. 3) oder in Ermangelung eines Sitzes, 
einer Geschäftsleitung oder einer Betriebsstätte ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthalt im Bestimmungsmitgliedstaat ist nicht Voraussetzung. 4Der dem liefernden 
Unternehmer bekannte und zur Entnahme der Gegenstände berechtigte Erwerber 
muss zum Zwecke der Inanspruchnahme der Konsignationslagerregelung die ihm 
vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilte USt-IdNr. verwenden. 5Hinsichtlich der Aus-
legung des Begriffs der Verwendung der von einem anderen Mitgliedsstaat erteilten 



 
Seite 6  und gültigen USt-IdNr. siehe Abschnitt 3a.2 Abs. 10 Sätze 2 bis 10. 6Die Verwendung 

einer anderen als vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilten USt-IdNr. schließt die 
Anwendung des § 6b UStG hingegen aus. 
W e ch s e l  d es  E rw er b e rs  (§  6b  Ab s .  5  U S t G)  

(6)  1Wird der berechtigte Erwerber durch einen anderen Erwerber innerhalb von 
12 Monaten ersetzt, müssen alle Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 3 erfüllt sein. 
2Die vertragliche Vereinbarung für die Substitution muss zudem bereits am Tag des 
Wirksamwerdens des Erlöschens der bisherigen Vereinbarung wirksam abgeschlos-
sen sein. 3Es ist auch möglich, dass der neue Erwerber nur über einen Teil der sich 
im Lager im Sinne des § 6b UStG befindlichen Gegenstände eine Vereinbarung 
abschließt. 4Auch hier gelten die Regelungen der klaren und eindeutigen Identifizier-
barkeit der Gegenstände (vgl. Absatz 3 Satz 6). 5Durch den Wechsel eines Erwerbers 
wird die 12-Monatsfrist nach § 6b Abs. 3 UStG (vgl. auch Absatz 15 Satz 2) nicht 
verlängert. 6Die Frist beginnt im Zeitpunkt der ersten Ankunft der Waren im Lager 
(Einlagerung) im anderen Mitgliedstaat, in den sie versendet oder befördert wurden 
(vgl. Absatz 15 Satz 2). 7Eine im Rahmen der Substitution erfolgende Beförderung 
durch den Unternehmer an einen anderen Lagerort im Bestimmungsmitgliedstaat 
bleibt unschädlich und verlängert nicht die 12-Monatsfrist nach § 6b Abs. 3 UStG 
(vgl. auch Absatz 15 Satz 2). 8Wegen der Melde- und Aufzeichnungspflichten im Falle 
eines Wechsels des Erwerbers wird auf die Abschnitte 18a.1 und 18a.3 sowie 22.3b 
verwiesen. 
B e i sp i e l  1 :  

1Der deutsche Zulieferer A befördert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung 
mit Unternehmer B (berechtigter Erwerber) ab Februar 01 Motorenteile in ein 
Lager in Frankreich. 2Im September desselben Jahres ändern Zulieferer A und 
Unternehmer B ihre Vereinbarung für den Teil der Motorenteile, die von Unter-
nehmer B noch nicht entnommen wurden. 3Diese Motorenteile verbleiben im 
Lager. 4Gleichzeitig schließt Zulieferer A mit Unternehmer C (weiterer berechtig-
ter Erwerber) eine Vereinbarung über die noch im Lager befindlichen Motorent-
eile ab. 5C entnimmt diese Motorenteile im November und Dezember 01. 
6Im Februar 01 hat A die Beförderung der Motorenteile aufzuzeichnen und in der 
ZM die verwendete USt-IdNr. des Unternehmers B anzugeben. 7Auch der Lager-
halter muss im Februar 01 die Ankunft der Waren im Bestand registrieren. 8Für 
die entnommenen Motorenteile durch Unternehmer B gilt jeweils im Zeitpunkt 
der Entnahme für A die Annahme einer innergemeinschaftlichen Lieferung und 
für B die eines innergemeinschaftlichen Erwerbes (§ 6b Abs. 2 UStG). 9Ab dem 
Zeitpunkt der Änderung der Vereinbarung im September 01 tritt die Rechtsfolge 
des § 6b Abs. 2 UStG für A und B nicht mehr ein. 10Die Ersetzung des B durch C 
nach § 6b Abs. 5 UStG ist von A nach § 22 Abs. 4f UStG aufzuzeichnen und in der 
ZM anzugeben. 11C hat seine ihm vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilte USt-
IdNr. gegenüber A zu verwenden. 12Bei Entnahme der Motorenteile durch C im 
November und Dezember 01 tritt die Rechtsfolge des § 6b Abs. 2 UStG ein. 

B e i sp i e l  2 :  
1Sachverhalt wie in Beispiel 1, jedoch erfolgt die neue Vereinbarung mit Unter-
nehmer C erst im Oktober 01. 2Alle Ausführungen in Beispiel 1 Sätze 1 bis 9 fin-
den analog Anwendung. 3Die Vereinbarung mit C im Oktober 01 stellt jedoch für 
die bereits im Lager befindlichen Motorenteile keine wirksame Ersetzung im 
Sinne des § 6b Abs. 5 UStG dar, da die vertragliche Vereinbarung mit dem neuen 
Erwerber C nicht bereits am Tag des Wirksamwerdens des Erlöschens der bishe-
rigen Vereinbarung mit B abgeschlossen war. 4Die Beförderung oder Versendung 
durch A in sein Lager gilt am Tag des Wegfalls der Voraussetzungen nach § 6b 
Abs. 1 UStG im September 01 als ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung 
gleichgestelltes Verbringen nach § 6b Abs. 6 in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und 
§ 3 Abs. 1a Satz 1 UStG. 5A unterliegt somit einer unverzüglichen Registrierungs-
pflicht im Bestimmungsmitgliedstaat. 

Ge l an ge n  e in es  Geg e ns tand e s  au s  d em A b g ang s mi tg l i ed s t aa t  in  d en  
B e s t i mmun gs mi t g l i ed s ta at  

(7)  1Die Beförderung (vgl. § 3 Abs. 6 Satz 2 UStG) oder Versendung (vgl. § 3 Abs. 6 
Satz 3 UStG) in den Bestimmungsmitgliedstaat muss durch den Unternehmer oder 



 
Seite 7  durch einen von ihm beauftragten Dritten erfolgen. 2Übernimmt der spätere Erwer-

ber den Transport, darf dies für die Anwendung der Konsignationslagerregelung nur 
ausdrücklich und erkennbar im Namen des liefernden Unternehmers erfolgen, und 
ohne dass dem späteren Erwerber bereits die Verfügungsmacht an dem Gegenstand 
verschafft wird. 3Hiervon kann regelmäßig ausgegangen werden, wenn 
entsprechende Vereinbarungen z.B. in einem Rahmenvertrag aufgenommen wurden. 

(8)  1Bei dem Gegenstand, der vom Erwerber aus dem Lager im Sinne des § 6b 
UStG entnommen wird, muss es sich um denselben Gegenstand handeln, der aus dem 
Abgangsmitgliedstaat in das Lager im Sinne des § 6b UStG im Bestimmungsmitglied-
staat befördert oder versendet worden ist. 2Die Verwendung des Gegenstandes vor 
Entnahme durch den Erwerber für eine Werklieferung oder Werkleistung (vgl. 
Abschnitt 3.8) des Unternehmers führt zum Ausschluss der Vereinfachungsregelung 
nach § 6b UStG. 

(9)  Für den Ort der Lieferung im Sinne des § 6b Abs. 1 UStG gilt Abschnitt 3.12 
Abs. 1 Satz 1 entsprechend. 

(10)  Bestimmungsmitgliedstaat und Abgangsmitgliedstaat sind die unionsrechtli-
chen Inlandsgebiete der übrigen EU-Mitgliedstaaten und das Inland der Bundesre-
publik Deutschland im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG (vgl. Abschnitt 1.10). 

(11)  1Für Lieferungen eines im Drittland ansässigen Unternehmers aus einem Mit-
gliedstaat in ein Lager im Sinne des § 6b UStG in einem anderen Mitgliedstaat 
(Bestimmungsmitgliedstaat) kann die Konsignationslagerregelung angewendet wer-
den. 2Voraussetzung ist die Registrierung für mehrwertsteuerliche Zwecke des 
Unternehmers im Abgangsmitgliedstaat. 3Auf die tatsächliche Ansässigkeit der Ver-
tragsparteien ist nicht abzustellen. 4Der Unternehmer kann auch Gegenstände, die 
zur Einlagerung und Entnahme durch einen oder mehrere berechtigte(n) Erwerber 
in einem Lager im Sinne des § 6b UStG bestimmt sind, aus verschiedenen anderen 
Mitgliedstaaten in das Lager im Sinne des § 6b UStG im Bestimmungsmitgliedstaat 
befördern oder versenden. 

(12)  Eine Kombination der Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 UStG (Einfuhr 
mit anschließender steuerfreier innergemeinschaftlicher Lieferung) mit einer Beför-
derung/Versendung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG ist nicht möglich, da es hier 
an einer unmittelbar ausgeführten innergemeinschaftlichen Lieferung fehlt. 
V e r b l e ib en  i m Be s t i mmu ng s mi tg l i eds t aa t  

(13)  1Die Konsignationslagerregelung setzt ein Verbleiben des Liefergegenstandes 
im Bestimmungsmitgliedstaat vom Zeitpunkt der Einlagerung bis zur Entnahme 
durch den Erwerber voraus. 2Eine der Entnahme des Liefergegenstandes aus dem 
Lager im Sinne des § 6b UStG nachfolgende Lieferung des Erwerbers über die Gren-
zen des Bestimmungsmitgliedstaates hinaus, ist unschädlich. 3Die Beförderung oder 
Versendung in ein anderes im Bestimmungsmitgliedstaat gelegenes Lager im Sinne 
des § 6b UStG vor Entnahme aus dem ursprünglichen Lager durch den Erwerber 
führt ebenfalls nicht zum Ausschluss dieser Regelung. 4Die Beförderung oder Versen-
dung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG in einem anderen als dem vereinbarten 
Mitgliedstaat setzt eine Rücklieferung (§ 6b Abs. 4 UStG) voraus (vgl. Absatz 18). 
5Erfolgt der Verzicht auf die Rücklieferung und werden die Gegenstände unmittelbar 
in einen weiteren Mitgliedstaat oder ins Drittland befördert oder versendet, tritt die 
Rechtsfolge nach § 6b Abs. 6 UStG ein. 
R e ih en ge s chäf t e  

(14)  Bei Reihengeschäften (§ 3 Abs. 6a UStG) kommt die Vereinfachungsregelung 
nach § 6b UStG nicht in Betracht, da bei Reihengeschäften im Rahmen der 
Warenbewegung dem Erwerber bereits die Verfügungsmacht an dem Gegenstand 
der Lieferung verschafft wird. 
1 2 - Mon a ts f r i s t  (§  6 b  Abs .  3  US t G)  

(15)  1Die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG setzt eine Entnahme des 
Gegenstandes aus dem Lager im Sinne des § 6b UStG durch den berechtigten 
Erwerber binnen eines Zeitraums von 12 Monaten voraus (12-Monatsfrist nach § 6b 
Abs. 3 UStG). 2Der Zeitraum von 12 Monaten beginnt am Tag nach Beendigung des 
Warentransportes im Bestimmungsmitgliedstaat (Einlagerung im Lager). 3Für die 
Berechnung der Frist gelten die Grundsätze der Artikel 2 und 3 der Verordnung 
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Anwendung. 4Der Unternehmer hat die Einhaltung der Frist durch Angabe des Tags 
der Einlagerung und des Tags der Entnahme (Lieferung im Sinne des § 6b Abs. 2 
UStG) nachzuweisen. 5Der Inhalt und der Umfang der Aufzeichnungspflichten ergibt 
sich aus § 22 Abs. 4f UStG. 
B e i sp i e l :  

1Der deutsche Zulieferer A befördert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung 
mit Unternehmer B (berechtigter Erwerber) ab Januar 01 Motorenteile in ein 
Lager in Frankreich. 2Ein Warentransport beginnt am Donnerstag, 14. 1. 01, von 
Deutschland nach Frankreich und trifft am selben Tag am Lagerort in Frankreich 
ein. 3Die Motorenteile werden ebenfalls am 14. 1. 01 eingelagert. 4Die 12-Monats-
frist beginnt nach Artikel 3 Abs. 1 Unterabs. 2 der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971 am Freitag, 15. 1. 01. 5Grundsätzlich würde diese nach 
Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe c der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 
3. 6. 1971 am Sonnabend, 15. 1. 02, enden, aufgrund Artikel 2 Abs. 1 Unterabs. 2 
der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971 endet diese am 
Montag, 17. 1. 02. 6Die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 3 UStG tritt somit am Tag nach 
Ablauf der 12-Monatsfrist am Dienstag, 18. 1. 02 ein (siehe Absatz 17). 

(16)  1Aus Vereinfachungsgründen wird es für Waren besonderer Form (Flüssigkei-
ten, Gase, Schüttgüter) nicht beanstandet, wenn für Zwecke der Fristberechnung das 
Verfahren FIFO „First in - First out“ angewendet wird. 2Dieses Verfahren kann auch 
für andere identische und eindeutig identifizierbare Waren, die nicht als Massengüter 
anzusehen sind, zur Anwendung kommen. 3Für identische Waren verschiedener lie-
fernder Unternehmen in einem Lager im Sinne des § 6b UStG ist das Verfahren auf 
den Bestand eines jeden liefernden Unternehmers gesondert anzuwenden. 

(17)  1Wird die Lagerfrist nach § 6b Abs. 3 UStG überschritten und liegt keine der 
Voraussetzungen des § 6b Abs. 6 UStG vor, ist für die Waren am Tag nach Ablauf 
der 12-Monatsfrist ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestelltes Ver-
bringen im Sinne des § 6a Abs. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1a UStG anzunehmen. 
2Hieraus ergibt sich für den Unternehmer die Pflicht zur unverzüglichen Registrie-
rung in dem Mitgliedstaat, in dem sich das Lager im Sinne des § 6b UStG befindet. 
3Dies gilt auch dann, wenn das im Bestimmungsmitgliedstaat einem innergemein-
schaftlichen Erwerb gleichgestellte Verbringen steuerbefreit wäre. 4Gegebenenfalls 
besteht, in Abhängigkeit von den Bestimmungen in dem Mitgliedstaat, in dem sich 
das Lager im Sinne des § 6b UStG befindet, die Möglichkeit, einen Fiskalvertreter zu 
beauftragen. 5Bemessungsgrundlage für das der innergemeinschaftlichen Lieferung 
und dem innergemeinschaftlichen Erwerb gleichgestellte Verbringen ist der Ein-
kaufspreis zuzüglich der Nebenkosten für den Gegenstand oder mangels eines Ein-
kaufspreises die Selbstkosten, jeweils zum Zeitpunkt des Umsatzes und ohne Umsatz-
steuer (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG). 
B e i sp i e l :  

1Sachverhalt wie in Beispiel 1 zu Absatz 6, jedoch entnimmt Unternehmer C die 
Waren erst im April 02. 2Alle Ausführungen in Absatz 6 Beispiel 1 Sätze 1 bis 11 
finden analog Anwendung. 3Jedoch wurde für die verbliebenen Motorenteile im 
Lager die 12-Monatsfrist überschritten (siehe § 6b Abs. 3 UStG), sodass am Tag 
nach Ablauf des Zeitraums von 12 Monaten die Beförderung oder Versendung 
durch A als das einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestellte Verbrin-
gen nach § 6b Abs. 3 UStG in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und § 3 Abs. 1a  
Satz 1 UStG gilt. 4A muss sich spätestens im Zeitpunkt, in dem das Ereignis (am 
Tag nach Ablauf der 12-Monatsfrist) eintritt, unverzüglich im 
Bestimmungsmitgliedstaat für Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen und die 
Erteilung einer USt-IdNr. beantragen. 5Nur dann und bei Vorliegen der übrigen 
tatbestandlichen Voraussetzungen, etwa der Abgabe einer zutreffenden ZM, kann 
eine Steuerbefreiung im Sinne des § 4 Nr. 1b UStG für dieses 
innergemeinschaftliche Verbringen nach § 6b Abs. 3 in Verbindung mit § 6a 
Abs. 2 UStG vorliegen. 
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(18)  1Nach § 6b Abs. 4 UStG gilt § 6b Abs. 3 UStG in den Fällen nicht, in denen der 
Unternehmer die beabsichtigte Lieferung nicht bewirkt hat und der Gegenstand bin-
nen 12 Monaten (zur Fristberechnung vgl. Absatz 15) nach Einlagerung im Lager im 
Sinne des § 6b UStG im Bestimmungsmitgliedstaat in den Abgangsmitgliedstaat 
zurückbefördert bzw. -versendet wird und der Beginn der Rückbeförderung bzw. -
versendung (Rücklieferung) nach § 22 Abs. 4f Nr. 14 UStG aufgezeichnet worden ist. 
2Wegen der Meldepflichten im Falle einer Rücklieferung wird auf die 
Abschnitte 18a.1 und 18a.3 verwiesen. 
A us s ch lu ss  de r  Ver e in f a c hung s re g e lun g  ( §  6b  Abs .  6  US t G)  

(19)  1Die Fiktion nach § 6b Abs. 2 UStG findet nach ihrem Sinn und Zweck nur auf 
diejenigen Lieferungen Anwendung, für die die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 
und 5 UStG innerhalb von 12 Monaten nach Ende der Beförderung oder Versendung 
in den Bestimmungsmitgliedsstaat vorliegen. 2Durch die Nichterfüllung einer dieser 
Voraussetzungen kann der liefernde Unternehmer erreichen, dass die 
Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG keine Anwendung findet. 3Die Anwendung 
der Regelung ist gegenstandsbezogen. 4Ein Ausschluss der Vereinfachungsregelung 
für eine bestimmte Lieferung eines oder mehrerer Gegenstände führt daher nicht zur 
grundsätzlichen Versagung der Regelung für weitere Lieferungen von Gegenständen 
in ein Lager im Sinne des § 6b UStG. 

(20)  1Unter § 6b Abs. 6 Satz 2 UStG fallen Lieferungen, bei denen ein anderer 
Erwerber als der nach § 6b Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 5 UStG die Verfügungsmacht an 
dem Gegenstand erhält. 2Die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 und 5 UStG gelten 
an dem Tag vor der Lieferung als nicht mehr erfüllt. 3In diesem Fall liegt stets ein 
einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestelltes Verbringen vor. 

(21)  1Nach § 6b Abs. 6 Satz 3 UStG kommt § 6b Abs. 2 UStG ebenfalls nicht zur 
Anwendung, wenn der Gegenstand der Lieferung vor der Lieferung oder bei Liefe-
rung in einen anderen Mitgliedstaat als den Abgangsmitgliedstaat oder in das Dritt-
land befördert oder versendet wird. 2Vielmehr liegt in diesem Fall am Tag vor der 
Beförderung oder Versendung ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichge-
stelltes Verbringen vor. 3Soll ein sich bereits in einem Lager im Sinne des § 6b UStG 
im Bestimmungsmitgliedstaat befindlicher Gegenstand vor Lieferung aus diesem 
Lager in ein in einem anderen Mitgliedstaat gelegenes Lager im Sinne des § 6b UStG 
befördert oder versendet werden, bedarf es zur Vermeidung der Ausschlussregelung 
des § 6b Abs. 6 Satz 3 in Verbindung mit Satz 2 UStG einer Rücklieferung nach § 6b 
Abs. 4 UStG in den Abgangsmitgliedstaat (vgl. Absätze 13 und 18). 

(22)  1In den Fällen des § 6b Abs. 6 Satz 4 UStG, in denen der Gegenstand nach dem 
Ende der Beförderung oder Versendung in das Lager im Sinne des § 6b UStG und 
vor dem Zeitpunkt der Lieferung durch Zerstörung, Verlust oder Diebstahl verloren 
geht, ist die Anwendung des § 6b Abs. 2 UStG grundsätzlich ausgeschlossen. 2Die 
Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 und 5 UStG gelten an dem Tag, an dem die Zer-
störung, der Verlust oder der Diebstahl festgestellt wird, als nicht mehr erfüllt. 
3Gewöhnliche, branchenübliche, sich aus den Erfahrungen der letzten Lagerungs-
jahre ergebende Mengenverluste von Gegenständen, die aufgrund ihrer Beschaffen-
heit oder infolge unvorhersehbarer Umstände nach dem Ende der Beförderung oder 
Versendung und vor dem Zeitpunkt der Lieferung entstanden sind, gelten als sog. 
„kleine Verluste“, für die § 6b Abs. 6 Satz 4 UStG keine Anwendung findet. 4Von 
„kleinen Verlusten“ ist im Regelfall auszugehen, wenn diese wert- oder mengenmäßig 
weniger als 5 % des Gesamtbestands (Freigrenze) der identischen Gegenstände 
betragen, der an dem Tag der Zerstörung, des Verlustes oder des Diebstahls oder, 
falls ein solcher Tag nicht bestimmt werden kann, an dem Tag, an dem die Zerstörung 
oder das Fehlen der Gegenstände erkannt worden ist, festgestellt wurde. 
B e i sp i e l :  

1Der deutsche Zulieferer A befördert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung 
mit Unternehmer B (berechtigter Erwerber) ab Februar 01 5 000 Motorenteile in 
ein Lager im Sinne des § 6b UStG in Frankreich. 2Am 2. 10. 01 werden 
6 000 Motorenteile bei einem Diebstahl entwendet und im Rahmen der Inventur 
stellt A im Dezember 01 fest, dass von den jährlich gelieferten 60 000 Motorentei-
len 300 Stück durch Rost unbrauchbar geworden sind. 3Am Tag der Inventur 
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zu entnehmen, dass in den Jahren 00 und 01 bereits jährlich 300 bis 400 Motor-
enteile selbige Mängel durch Verrostung aufgewiesen haben. 
5Im Februar 01 hat A die Beförderung der 5 000 Motorenteile aufzuzeichnen und 
in der ZM die verwendete USt-IdNr. des Unternehmers B anzugeben. 6Für die 
6 000 entwendeten Motorenteile tritt am 2. 10. 01 die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 6 
Satz 4 UStG ein und die Lieferung gilt als ein einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung gleichgestelltes Verbringen nach § 6b Abs. 6 in Verbindung mit § 6a Abs. 2 
und § 3 Abs. 1a Satz 1 UStG. 7A unterliegt für die 6 000 Motorenteile somit einer 
unverzüglichen Registrierungspflicht im Bestimmungsmitgliedstaat und muss die 
Erteilung einer USt-IdNr. beantragen. 8Für den im Dezember 01 im Rahmen der 
Inventur festgestellten Verlust der 300 Motorenteile tritt aus Vereinfachungs-
gründen (weniger als 5 % des Gesamtbestandes der am Tag der Feststellung im 
Lager befindlichen identischen Gegenstände) die Rechtsfolge des § 6b Abs. 6 
UStG nicht ein. 9A unterläge nur für die 300 Motorenteile nicht einer Registrie-
rungspflicht im Bestimmungsmitgliedstaat. 10A ist bereits durch den Diebstahl im 
Bestimmungsland zur Registrierung verpflichtet, eine Meldung für den „kleinen“ 
Verlust der 300 Motorenteile muss nicht erfolgen. 

(23)  1Für alle in den Absätzen 19 bis 22 eintretenden Fälle, in denen ein einer 
innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestelltes Verbringen anzunehmen ist, sind 
Absatz 17 Sätze 2 bis 5 entsprechend anzuwenden; zur Anwendung der Steuerbefrei-
ung nach § 4 Nr. 1b UStG gelten die Grundsätze des Beispiels in Absatz 17 entspre-
chend. 2Die steuerliche Registrierung im Bestimmungsmitgliedstaat ist bis zum 
Erhalt der USt-IdNr. anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 
Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 

(24)  1Das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland ist mit Ablauf des 
31. 12. 2020 Drittlandsgebiet. 2Allerdings wird Nordirland für die Umsatzbesteue-
rung des Warenverkehrs auch nach dem 31. 12. 2020 als zum Gemeinschaftsgebiet 
gehörig behandelt; vgl. Abschnitt 1.10 Abs. 3. 3Die Absätze 1 bis 23 gelten demnach 
nicht für die Lieferung gemäß § 6b UStG, deren Warentransport durch Beförderung 
oder Versendung nach dem 31. 12. 2020 in das oder aus dem Vereinigten Königreich 
Großbritannien (ohne Nordirland) erfolgt. 4Für die Entnahme der Waren, die vor 
dem 1. 1. 2021 eingelagert wurden und für die die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 
UStG vorliegen, wird bei einer Entnahme nach dem 31. 12. 2020 im Zeitpunkt der 
Entnahme die Lieferung an den Erwerber einer innergemeinschaftlichen Lieferung 
(§ 6a UStG) gleichgestellt, unabhängig davon, ob das Lager im Sinne des § 6b UStG 
in dem Vereinigten Königreich Großbritannien (ohne Nordirland) oder in 
Deutschland belegen ist. 5Für die entsprechenden Lieferungen können keine Angaben 
in der ZM gemacht werden. 6Es sind jedoch die Aufzeichnungen entsprechend § 22 
Abs. 4f und 4g UStG vorzuhalten und aufzubewahren. 7Für einen Gegenstand, der 
vor dem 1. 1. 2021 im Rahmen der Konsignationslagerregelung aus dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien (ohne Nordirland) in ein Lager im Sinne des § 6b UStG 
in einen Bestimmungsmitgliedstaat befördert oder versendet worden ist, für den der 
liefernde Unternehmer die beabsichtigte Lieferung nicht innerhalb der Frist bewirkt 
hat und der Gegenstand binnen 12 Monaten (zur Fristberechnung vgl. Absatz 15) 
nach Einlagerung im Bestimmungsmitgliedstaat in den Abgangsmitgliedstaat 
zurückbefördert oder -versendet wird (siehe § 6b Abs. 4 UStG), gelten die 
Regelungen für Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 6 UStG. 8Für Fälle im Sinne des 
§ 6b Abs. 6 UStG, deren Warenbeförderung oder -versendung aus dem oder in das 
Vereinigte(n) Königreich Großbritanniens (ohne Nordirland) vor dem 1. 1. 2021 
endet, gilt Satz 3 entsprechend. 9Für Waren, die nicht innerhalb der 12-Monatsfrist 
(letzter Stichtag: 31. 12. 2021) durch den Erwerber entnommen wurden, wird aus 
Vereinfachungsgründen auf eine Anwendung des § 6b Abs. 3 UStG verzichtet, sofern 
sich aus den Aufzeichnungen nach § 22 Abs. 4f und 4g UStG ergibt, dass sich die 
Gegenstände weiterhin im Vereinigten Königreich Großbritannien (ohne 
Nordirland) befinden und keine Anzeichen für einen Betrug vorliegen. 10Darüber 

hinausgehende zusätzliche Verpflichtungen bestehen nicht.“ 
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„6b.2. Nachweis der Voraussetzungen der Konsignationslagerregelung nach § 6b 

UStG 
N a chw ei se  (A l l geme i n es )  

(1)  Wegen des Belegnachweises und der Aufzeichnungspflichten im Zeitpunkt der 
Entnahme der Waren (§ 6b Abs. 2 UStG) wird auf Abschnitt 22.3b verwiesen. 

(2)  Hinsichtlich der Verpflichtungen zur Abgabe der ZM siehe Abschnitte 4.1.2 
Abs. 2 und 3, 18a.1 Abs. 1 und 2, 18a.2 Abs. 7 und 18a.3 Abs. 1 und 2.“ 

 
7. Abschnitt 18a.1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 
„2Dies gilt entsprechend Absatz 6 auch für Gegenstände, die aus dem Gebiet eines 
Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates für Zwecke einer Lie-
ferung nach dem Ende der Beförderung oder Versendung an einen Erwerber im 
Sinne des § 6b UStG befördert oder versendet werden (vgl. Abschnitt 6b.1).“ 
 

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden die neuen Sätze 3 bis 5.  
 

8. In Abschnitt 18a.2 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 angefügt:  
 

„(7)  1Die in den Absätzen 1 bis 5 genannten Abgabefristen gelten entsprechend, 
wenn neben den dort genannten Lieferungen und sonstigen Leistungen auch Gegen-
stände aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen Mitglied-
staates für Zwecke einer Lieferung nach dem Ende der Beförderung oder Versen-
dung an einen Erwerber im Sinne von § 6b UStG befördert oder versendet werden. 
2Werden in einem Meldezeitraum ausschließlich Lieferungen im Sinne von § 6b UStG 
ausgeführt, ist die ZM bis zum 25. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres an 
das BZSt zu übermitteln.“ 

 
9. Abschnitt 18a.3 wird wie folgt geändert: 

 
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 
„1In der ZM sind nach § 18a Abs. 7 Nr. 1 bis 4 UStG in dem jeweiligen Meldezeit-
raum getrennt für jeden Erwerber oder Empfänger der dort bezeichneten Lieferungen 
oder sonstigen Leistungen die USt-IdNr. und die Summe der Bemessungsgrundlagen 
gesondert nach innergemeinschaftlichen Warenlieferungen (§ 18a Abs. 6 Nr. 1 und 2 
UStG), steuerpflichtigen sonstigen Leistungen im Sinne von § 3a Abs. 2 UStG (vgl. 
Abschnitt 3a.2), die im übrigen Gemeinschaftsgebiet ausgeführt worden sind und für 
die der in einem anderen EU-Mitgliedstaat ansässige Leistungsempfänger die Steuer 
dort schuldet, und Lieferungen im Sinne von § 25b Abs. 2 UStG im Rahmen von 
innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäften und Beförderungen oder Versendun-
gen im Sinne des § 6b Abs. 1 oder 4 UStG oder einen Erwerberwechsel nach § 6b 
Abs. 5 UStG (§ 18a Abs. 6 Nr. 3 UStG) anzugeben und entsprechend zu kennzeich-
nen.“ 
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„(2)  1In der ZM ist nach § 18a Abs. 7 Nr. 2a UStG in den Fällen des § 6b Abs. 1 

UStG in dem jeweiligen Meldezeitraum die USt-IdNr. für jeden Erwerber im 
Sinne des § 6b Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 UStG anzugeben. 2Tritt innerhalb der Frist 
von 12 Monaten nach dem Ende der Beförderung oder Versendung des Gegen-
standes im Sinne von § 6b Abs. 1 Nr. 1 UStG und vor dem Zeitpunkt der Liefe-
rung ein anderer Unternehmer an die Stelle des Erwerbers (Erwerberwechsel 
nach § 6b Abs. 5 UStG) und liegen die in § 6b Abs. 5 Nr. 1 bis 3 UStG genannten 
Voraussetzungen vor, ist die USt-IdNr. des neuen Erwerbers in der ZM für den 
Meldezeitraum, in dem das Ereignis eingetreten ist, anzugeben. 3Wird die von 
einem Unternehmer beabsichtigte Lieferung des in den Bestimmungsmitglied-
staat beförderten oder versendeten Gegenstandes innerhalb der 12 Monatsfrist 
nach Einlagerung nicht bewirkt und gelangt der Gegenstand innerhalb dieser  
12-Monatsfrist in den Abgangsmitgliedstaat zurück (Rücklieferung nach § 6b 
Abs. 4 UStG), ist die USt-IdNr. des ursprünglich vorgesehenen Erwerbers in der 
ZM für den Meldezeitraum, in dem das Ereignis eingetreten ist, anzugeben.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3.  

 
10. Nach Abschnitt 22.3a wird folgender Abschnitt 22.3b eingefügt: 

 
„22.3b. Aufzeichnungspflichten bei Lieferungen in ein Lager im Sinne des § 6b 

UStG 
A l l g e me in es  

(1)  1Die allgemeinen Ordnungsgrundsätze nach Abschnitt 22.1 gelten entspre-
chend. 2Für die Erfüllung der Aufzeichnungspflichten können der Unternehmer und 
der Erwerber einen Dritten beauftragen. 
A uf ze i chnun gspf l i c h t en  Un t e rn eh me r  

(2)  Der Umfang der Aufzeichnungspflichten für den Unternehmer ergibt sich aus 
§ 22 Abs. 4f UStG.  
A uf ze i chnun gspf l i c h t en  Erw e rb e r  

(3)  Der Umfang der Aufzeichnungspflichten für den Erwerber ergibt sich aus § 22 
Abs. 4g UStG. 
Aufzeichnungspflichten Lagerhalter 

(4)  1Die Aufzeichnungspflichten nach Absatz 1 gelten auch für einen für die Hal-
tung eines Lagers im Sinne des § 6b UStG eingesetzten Dritten (Lagerhalter). 2Der 
Umfang der Aufzeichnungspflichten für den Lagerhalter ergibt sich ebenfalls aus 
§ 22 Abs. 4g UStG.“ 

 
Anwendung 
 
Die Grundsätze dieses Schreibens sind auf alle Umsätze, die die Lieferung von Gegenständen 
in ein Lager im Sinne des § 6b UStG betreffen, anzuwenden, für die der Transport durch Beför-
derung oder Versendung am oder nach dem 1. Januar 2020 begonnen hat. Für alle vor dem 
1. Januar 2020 im Abgangsmitgliedstaat begonnenen, aber nach dem 31. Dezember 2019 im 
Bestimmungsmitgliedstaat endenden Lieferungen ist die Vereinfachungsregelung nicht anzu-
wenden. 



 
Seite 13  Zum Verfahren zur Abgabe der Zusammenfassenden Meldungen nach § 18a UStG für Liefe-

rungen im Rahmen der Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG wird auf die Regelungen 
des BMF-Schreibens vom 28. Januar 2020, BStBl I S. 224 hingewiesen. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 

 




